
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Amtliche Sammlung!

1. Gesetz: BGB §§ 24-1» 412j Interzonales Recht (Enteignung)
Rechtssatz: Ein Schuldner» der im Gebiet der Bundesrepublik 

wohnt, kann sich gegenüber dem ebenfalls dort 
wohnenden Gläubiger auf eine vom Magistrat Ost- 
Berlin angeordnete Enteignung der Klageforde - 
rung jedenfalls solange nicht berufen, als ihm 
nicht der durch die Enteignungsmaßnahme Begün­
stigte wenigstens durch eine Aufforderung zur Zahlung als neuer Gläubiger gegenübergebreten 
iBt. Die Enteignungsmaßnahme kann solange noch nicht als durchgeführt angesehen werden.

2. Gesetz: ZPO §§ 5> 546
Rechtssatz: Legt der Revisionskläger eine Revision gegen

mehrere Streitgenossen ein, so ist für die Er­
mittelung der Revisionssumme die gegen jeden 
einzelnen Streitgenossen gegebene Beschwer in­
soweit zusammenzurechnen, als sie nicht 
identisch ist.

5. Gesetz: BVJFG § 89» ZPO § 91 a*
Rechtssatz: Der Eintritt der in § 89 BVPG vorgesehenen

Kostenregelung ist nicht davon abhängig, daß 
beide Parteien den Rechtsstreit in der Haupt­
sache für erledigt erklären.

I. LG München II 
II. OLG Münohen

Aktenzeichen: II ZR 287/^4 
\Jrt. des BGH v. 18. Februar 1957



II ZR 287/54

Verkündet
am 18. Februar 1957
Hirth, Justizangestellter 
als tfrkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

der R B ® M S B H 3 a n k  AG in mmimmmß* j v b h  gesetzlich vertreten durch den Vorstand Emst  
und Erich

platz®,

Klägerint Beruf ungsheklagten 
und Revisionsklägerin)

- Prozeßbevcllmächtigters Rechtsanwalt

gegen

1

2

die Kommanditgesellschaft in Firma FflB|®Traktoren<- 
gesellschaft Johannes KflBV & Co in M j ^ M ® / Obb., 
persönlich haftender Gesellschafter Br. Hans
die Erben deE^m 6. Hai 1955 verstorbenen Ingenieurs 
Johannes K n ä mlich8 

aj Witwe Gertrud geb.
b) BrJ H a n s ® H 0 [ )  
beide in /Obb.

Beklagte, Berufungskläger 
und Revisionsbeklagte)

- Prozeßbevollmächtigterj Rechtsanwalt

hat der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
auf die mündliche Verhandlung vom 4. Februar 1957 
unter Hitwirkung des Senatspräsidenten Br. Canter und 
der BundeSrichter Br. Beibrück, Br. Haidinger, Br. Fischer 
und Br. Haager

für Recht erkannt 8



Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des 6. Zivilsenats deB Oberlandesgerichts in München 
vom 7. Oktober 1954 aufgehoben. Das Urteil des Land- 
geriohts München II - Kammer für Handelssachen - 
vom 2. Juli 1955 wird gegenüber der beklagten Gesell­
schaft geändert. Der Klageanspruch ist dem Grunde 
nach gerechtfertigt} zur Entscheidung über die Höhe 
der Forderung und über die Kosten des Rechtsstreits 
wird die Sache an das Landgericht zurückverwiesen.

Der Rechtsstreit und das bezeichnete Urteil de3 
Landgerichts sind gegenüber dem verstorbenen Beklag­
ten Johannes KflflHl und dessen Erben erledigt.

Im Verhältnis zwischen der Klägerin und den 
Erben K f l H l  werden Gerichtsgebühren für den ersten 
und zweiten Rechtszug nicht erhoben. In diesem Umfange 
-.tragen die Klägerin und die Erben KflHB) je ein Vier­
tel der gerichtlichen Auslagen sowie die eigenen aus- 
sergeti chtlichen Kosten.

Von den kosten des Revisionsverfahrens tragen 
die Erben i d ^ H H i e  eigenen außergerichtlichen Kosten 
und als Gesamtschuldner ein Zwölftel der übrigen Kosten.

Soweit über die Kosten des Berufungsverfahrens 
und des Revisionsverfahrens nicht entschieden ist, 
bleibt die Entscheidung dem Endurteil des Landge­
richts Vorbehalten.
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Tatbestand»

Die beklagte Kommanditgesellschaft, die damals ihren 
Sitz in dem jetzigen Ostsektor von Berlin hatte, hatte von 
der X l l S H ^ B a n k  durch deren Depositenkasse 61, die in dem­
selben Teil von Berlin lag, in laufender Rechnung einen 
Kredit erhalten, der sich nach der bestrittenen Behauptung 
der Klägerin am 30. März 1945 auf- 800.280 RM belief. Der im 
Laufe des Revisionsverfahrens verstorbene persönlich haften­
de Gesellschafter Johannes hatte damals seinen Wohn­
sitz in R f l H ^  Kr ei 8 B flBl« Gegen Ende des Krieges errich­
tete die beklagte Gesellschaft auf einem von ihr erworbenen 
Grundstück in ein Ausweichlager und verlagerte dort­
hin einen Teil ihrer Betriebsmittel, darunter 80 Getriebe­
blöcke, die der I f l H i  Bank neben anderen Sicherheiten 
zur Sicherung für den gewährten Kredit übereignet waren.

Im Jahre 1946 wurde der Betrieb der beklagten Gesell­
schaft in Berlin sequestriert, 1947 wurde für den Betrieb 
in M S H H B  mit Rücksicht auf Rückerstattungsansprüche 
eines früheren Teilhabers eine Vermögensverwaltung angeord­
net, die noch bei Erhebung der Klage andauerte. Vorher hatte 
sie die der Bank übereigneten Getriebeblöcke veräußert. Der 
persönlich haftende Gesellschafter K f l H H  blieb bis 1930 
in R f lBBi und floh dann nach M f l B H H *  Der dortige Betrieb 
wurde am 18. Oktober 1951 als selbständige Niederlassung in 
das Handelsregister eingetragen.

Die D f l m i B a n k  hat ihre Ansprüche gegen die beklagte 
Gesellschaft und den persönlich haftenden Gesellschafter an 
die damals als B ^ H H I ^ B a n k  für Handel und Industrie 
firmierende Klägerin abgetreten. Diese berechnete die 
Schuldsumme für den 31. Oktober 1951 einschließlich Zinsen 
und Provisionen unter Berücksichtigung der Währungsumstel- •
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lung auf 111*239 DM* Am 5* Dezember 1951 zahlte die Gesell­
schaft den auf 5.231»80 DM umgestellten Erlös der Getriebe­
blöcke. Der Rest nehst Zinsen war zunächst Gegenstand der 
vorliegenden Klage*

Die Beklagten berufen sich darauf, daß die Klageforde­
rung von der in Berlin gegen die D f l H H B B a n k  ausgesproche­
nen Enteignung erfaßt worden sei und daß der Beklagte 
Johannes !£ ■ ■ )  seit 1950 Sowjet Zonenflüchtling sei.

Das Landgericht hat der Klage nach Absetzung kleiner 
Beträge gegen beide Beklagte durch Urteil vom 2. Juli 1953 
stattgegeben. Nachdem die Vermögensköntrolle aufgehoben war, 
beantragte die beklagte Gesellschaft nach Einlegung der Be­
rufung das Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurses, 
das am 3. September 1953 über ihr in der Bundesrepublik be- 
legenes Vermögen eröffnet wurde und mit einem gerichtlich 
bestätigten Vergleich endete* Danach erhalten die Gläubi­
ger in bestimmten Baten die Hälfte ihrer Hauptforderung 
zuzüglich der bis zur Vergleichseröffnung aufgelaufenen 
Zinsen.

Laut Ausweis vom 15. März 1954- wurde Johannes K M  
als Sowjetzonenflüchtling anerkannt. Die Klägerin beantrag­
te, den Rechtsstreit ihm gegenüber nach § 89 BVFG (BGBl I 
S 201) für erledigt zu erklären, und stellte ihren Antrag 
gegen die beklagte Gesellschaft nur noch nach Maßgabe des 
bestätigten Vergleichs in Höhe von 57.562,85 DM. Johannes 
E ^ l w i d e r s p r a e h  der Erledigungserklärung mit der Begrün­
dung, der.Anspruch sei schon zur Zeit der Klageerhebung 
nicht gerechtfertigt gewesen. Die Klägerin widersprach 
einem Antrag auf Gewährung von Vertragshilfe* durch das 
Brozeßgericht.
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Das Berufungsgericht hat die Klage gegen beide Beklag­
te abgewiesen. Mit der Revision wiederholt die Klägerin ih­
re letzten Anträge aus der Berufungsinstanz. Während des 
Revisionsverfahrens ist Johannes S l B  verstorben, seine 
Erben sind in den Rechtsstreit eingetreten. Sie beantra­
gen, die gegen sie gerichtete Revision als unzulässig zu 
verwerfen, sie hilfsweise als unbegründet zurückzuweisen. 
Die beklagte Gesellschaft beantragt Zurückweisung der Revi­
sion.

Entscheidungsgründe%

I. Hach § 85 B7FG gelten die Torschriften der §§ 82 - 84 
entsprechend für Verbindlichkeiten von juristischen Perso­
nen und Handelsgesellschaften, die ihren Sitz vor dem 
8. Mai 1945 in den Vertreibungsgebieten hatten. Die für 
Sowjetzonenflüchtlinge in § 88 getroffene Regelung, auf 
die sich der Beklagte Johannes berufen konnte, be­
schränkt sich aber auf natürliche Personen, denn unter den 
in § 88 Abs 2 genannten entsprechend anzuwendenden Vor­
schriften ist § 85 nicht genannt.. Polgerichtig hat sich 
daher die beklagte Gesellschaft ("Beklagte") auch nicht 
auf die Vorschriften des Bundesvertriebenengesetzes beru­
fen. Ihr gegenüber kommt es ausschließlich auf die Wirkun­
gen der gegen die B H H Ü B a n k  durch die Verordnung des 

. Ostberliner Magistrats vom 10. Mai 1949 (V0B1 Berlin Ost I, 
112) ausgesprochenen Enteignung an. Die Äußerung des Beru­
fungsgerichts, die Klageforderung sei durch diese Enteig-i
nung untergegangen, beruht offensichtlich nur auf einemi ,
Irrtum im Ausdruck. Entscheidend ist nur, ob die Beklagte 

. sich darauf berufen kann, die D f l H B P  Bank sei infolge 
der Enteignung zur Zeit der Abtretung nicht mehr Gläubi­
gerin der Klageforderung gewesen, die Klägerin habe also 
von ihr keine Rechte mehr erwerben können. Biese Präge muß
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im Gegensatz zu der Meinung des Berufungsgerichts verneint 
werden, über den Zeitpunkt dieser Abtretung hat das Beru­
fungsgericht keine Feststellung getroffen. In der Klage 
ist jedoch vorgetragen, die Bank sei im August
1949 zur Einziehung ihrer Forderungen ermächtigt und ange­
wiesen worden und habe im Oktober i951 die beklagte Gesell­
schaft zur Zahlung aufgefordert. Tenn anschließend von der 
Abtretung gesprochen ist, so kann das nur dahin verstanden 
werden, daß die Abtretung jedenfalls nicht vor Herbst 1951 
geschehen sein kann. Die Abtretung liegt jedenfalls zeit­
lich nach der Enteignung des Vermögens der E f l M B I  Bank.

II. Es iBt anerkannten Hechts, daß eine von einem Staat 
ausgesprochene Enteignungsmaßnahme in ihrer Wirkung nicht 
über die räumlichen Grenzen des enteignenden Btaates hinaus- 
reicb't (OGHZ 1, 586 '^T907 mit zahlreichen Zitaten aus Recht­
sprechung und Schrifttum des Inlands und des Auslands; 4,
54; BGHZ 1, 109 Z.I127; 2, 218 & 22/; 5, 27 7; 5, 35 ffjji
9. 34 12, 79 /ßtfi 13, 106 /lOÖ/y 17, 209 gl27)*
Entscheidend ist.nach einhelliger Auffassung, wo der ent- 
eignete Vermögenswert im Zeitpunkt der Enteignung "belegen" 
war. Wäre die von der Beklagten bekämpfte und vom Berufungs­
gericht als unzutreffend bezeichnete Meinung der Klägerin 
zutreffend, die streitige Forderung sei schon in dem Zeit­
punkt in der Bundesrepublik belegen gewesen, als die Ent­
eignung der D d f l B  Bank wirksam wurde, dann wäre die For­
derung von dieser Enteignung nicht mehr betroffen worden, 
die Beklagte könnte sich schon aus diesem Grunde nicht auf 
sie berufen. Es bedarf aber keiner Entscheidung darüber, 
ob das Berufungsurteil insoweit den Angriffen der Revision 
standhalten kann, denn die Beklagte könnte sich gegenüber 
der Klägerin auch dann nicht auf die Enteignung der D l H H f e  
Bank berufen, wenn die Forderung noch in Ostberlin oder in 
der sowjetischen Besatzungszone belegen gewesen und deshalb



nach dortigem Recht von der Enteignung betroffen worden 
wäre.

Es steht im vorliegenden Rechtsstreit nicht die Frage 
zur Entscheidung, ob die Klagefarderung nach dem Recht des 
enteignenden Staates wirksam enteignet ist und ob eine sol­
che Enteignung anzuerkennen wäre. Entscheidend ist nur, ob 
und in welcher Weise sie Rechtswirkungen zwischen Parteien 
äußert, die sowohl im Zeitpunkt der Klageerhebung wie in 
dem der Urteilsfällung ihren Wohnsitz oder Sitz ausschließ­
lich im Geltungsbereich des für das entscheidende Gericht 
maßgebenden Rechts haben. Es bedarf weiter keiner Entschei­
dung, inwieweit sich solche Rechtswirkungen daraus ergeben 
können, daß durch eine auswärtige Enteignungsmaßnahme eine 
tatsächliche Lage geschaffen worden ist, an der das Gericht 
nicht vorübergehen kann* Eine solche tatsächliche Lage 
würde zB für den Anspruch auf Herausgabe oder Lieferung 
einer körperlichen Sache nicht schon dadurch geschaffen 
sein, daß durch ein auswärtiges Gesetz dem Schuldner die 
Verfügung über die Sache entzogen oder verboten worden ist, 
wenn er tatsächlich die Sache außerhalb des Bereichs des 
enteignenden Staates in seinem Besitz und seiner Verfügung 
hat. Bei einem Anspruch auf Zahlung von Geld ist eine sol­
che tatsächliche Lage jedenfalls solange noch nicht ge­
schaffen, als noch nicht der durch die Enteignungsmaßnahme 
Begünstigte dem Schuldner wenigstens in der Weise als neu&r 
Gläubiger gegenübergetreten ist, daß er ihn zur Zahlung 
auffordert. Es bedarf daher keiner Entscheidung, ob die 
entscheidende Wirkung schon durch eine solche Zahlungs­
aufforderung eintreten könnte oder ob es dazu der Erhebung 
einer Klage, des Erlasses eines Urteils oder gar der Zah­
lung bedürfen würde. Die Beklagte hat nichts darüber vor­
getragen, daß sie von der durch § 1 der Verordnung über 
Forderungen der enteigneten Banken und Versicherungen vom
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14. Januar 1950 (V0B1 Berlin Ost I, 13) als Rechtsträger 
bezeichneten "Gebietskörperschaft Groß-Berlin" oder in 
deren Namen etwa von der fortbestehenden Inkassokommiseion 
( § 2  Abs 2 Satz 2 aaO) auch nur zur Zahlung aufgefordert 
worden wäre. Würde eine dieser Stellen im Bereich der Bun­
desrepublik oder in Westberlin die Beklagte jetzt auf Zahlung 
in Anspruch nehmen, so wäre eine solche Klage nicht unter 
dem Gesichtspunkt zu betrachten, daß damit eine Folgerung 
aus der durch die Enteignung geschaffenen tatsächlichen Lage 
gezogen Würde, sondern als Versuch, dieser jedenfalls inso­
weit noch nicht vollzogenen Enteignung - zur vollen Wirk­
samkeit zu verhelfen. Diesem Versuch und einer solchen Klage 
würde es entgegenstehen, daß ein staatliches Gericht nicht 
dazu berufen ist, Rechtshilfe zum Vollzug einer noch nicht 
durchgeführten ausländischen Beschlagnahme zu leisten. Ult 
diesem Gedanken hat die schweizerische Rekursinstanz für 
deutsche Vermögenswerte nach dem Bericht von Beitzke (JZ 
1956, 673 ff, Note 15) die Aufhebung einer Sperre über be­
stimmte Vermögenswerte begründet. Beitzke (aaO 674 linke 
Spalte) verwendet dafür zutreffend die anschauliche Um- 
Schreibung, ein Staat mache sich nicht zum Büttel der Ho­
heitsgewalt eines anderen. Dieser Gesichtspunkt hat, was 
zur Vermeidung von Mißverständnissen betont sei, nichts 
mit der Frage der Anerkennung der Maßnahmen des anderen 
Staates oder mit dem ordre public zu tun.

Auf eine solche Hilfestellung zur Vollziehung der bis­
her unvollständigen Enteignung würde es aber nicht nur hin­
auslaufen, wenn ein Gericht dem durch die Enteignung be­
günstigten "neuen" Gläubiger Rechtshilfe gegen den Schuld­
ner gewähren würde, sondern auch wenn es dem Schuldner ge-»
statten würde, sich seinem früheren Gläubiger gegenüber 
auf die Enteignung zu berufen, ohne daß diese dem Schuldner 
gegenüber schon irgendwelche sonstigen Wirkungen geäußert



hätte. Es geht nicht an» den Schuldner auf der einen Seite 
vor dem Zugriff des neuen Gläubigers zu bewahren» für ihn 
aber andererseits nur aus dem Ausspruch der Enteignung eine 
rechtsvemichtende Einwendung gegenüber seinem alten Gläu­
biger herzuleiten. Venn der Schuldner» wie es hier für die 
beklagte Gesellschaft zutrifft» selbst von einer gleichar­
tigen Enteignungsmaßnahme oder von sonstigen Vermögensein­
bußen betroffen worden ist, so mag es ihm unbenommen sein, 
daraus die vom Recht vorgesehenen Einwendungen herzuleiten, 
im vorliegenden Pall insbesondere einen Antrag auf Vertrags­
hilfe zu stellen. Dafür, daß ihr die Gefahr einer doppelten 
Inanspruchnahme droht, hat die Beklagte keine substantiier­
ten Behauptungen aufgestellt; es bedarf daher keiner Prü­
fung, welchen Einfluß eine derartige nachgewiesene Gefahr 
haben könnte.

Hiernach ist die Klägerin nicht gehindert, die ihr von 
der D O T H B M M ^ a b g e t r e t e n e  Klageforderung gegen die Be­
klagte geltend zu machen. Da aber deren Höhe streitig ist, 
so war nach § 304 ZPO über den Grund zu entscheiden und 
die Sache zur Entscheidung über die Höhe nach § 538 Abs 1 
Hr 3 an das Landgericht zurückzuverweisen.'

j. I
III. Die Erben bezweifeln zu Unrecht die Zulässigkeit
der gegen sie gerichteten Revision. Die Summe, wegen deren 
die Klägerin durch das Berufungsurteil beschwert ist, ist 
im Beschluß des erkennenden Senats vom 4. Februar 1957 auf 
insgesamt 62.427,23 BK festgestellt. Davon entfällt auf die 
Erben KflIBfe zwar nur ein unter der Revisionssumme liegen­
der Teilbetrag von 4.864,68 DH; eine von der Klägerin nur 
gegen die Erben eingelegte Revision wäre deshalb unzulässig. 
Hach § 546 Abs 3 ZPO gelten aber die Vorschriften der §§ 3 - 
9 ZPO auch für den Vert des Beschwerdegegenstandes. Hach § 5
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werden mehrere in einer Klage geltend gemachte . Ansprüche 
zusammengerechnet. Eine solche Zusammenrechnung ist grund­
sätzlich auch dann geboten , wenn die mehreren Ansprüche 
sich gegen mehrere als Beklagte in Anspruch genommene Per­
sonen richten,oder wpnn mehrere Gläubiger in demselben 
Rechtsstreit ihre Ansprüche gegen denselben Beklagten ver­
folgen. Dabei ist es als selbstverständlich anerkannt, daß 
Doppelberechnungen unzulässig sind (vgl Stein-Jonas-Schönke I, 
1 Abs 3 und 4 zu § 5 ZPO; Wieczorek zu § 5 ZPO). Nach ein­
heitlicher Auffassung ist die in § ^ g e s c h r i e b e n e  Zusam­
menrechnung auch für die Frage der Revisionssumme jeden­
falls dann zu beachten, wenn die Revision von mdireren 
Sbreitgenossen eingelegt ist (Stein-Jonas-Schönke Anm V, 2 
zu § 546 ZPO;. Dabei macht es keinen Unterschied, ob die 
Revisionssumme sich für jedeh einzelnen Streitgenossen nur 
aus der Hinzurechnung der Beschwer der* anderen Streitgenos­
sen ergibt (RGZ 164, 90 ff) oder ob die Beschwer des einen 
Streitgenossen die Revisionssumme erreicht, für die übrigen 
aber bei Einzelberechnung dahinter zurückbleibt (RGZ 6, 416; 
41, 4 1 4 1 1 6 ,  308, 161, 350/3517).

Wenn in den angeführten Entscheidungen nur der Fall 
eines von mehreren Streitgenossen einheitlich eingelegten 
Rechtsmittels behandelt ist, so folgt daraus nicht, daß 
ein gegen sie einheitlich eingelegtes- Rechtsmittel anders 
za behandeln wäre. Für diesen Fall liegt die Einheitlichkeit 
ohne weiteres schon darin, daß der Rechtsmittelkläger über­
haupt nur ein Rechtsmittel einlegt, das sich von vornherein 
gegen die mehreren Streitgenossen richtet. Hier greift der 
Wortlaut und der Grundgedanke des §.5 ZPO hoch unmittelba­
rer ein als bei dem einheitlichen Rechtsmittel, das von 
mehreren Streitgenossen eingelegt ist. Deshalb überrascht 
es auch nicht, daß außer dem Urteil vom 4. Dezember 1924 
(IV ZR 376/24, Nachschlagewerk Nr 8 zu § 5, Nr 137 zu
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§ 546 ZPO) keine Entscheidung des Heiohsgeriohts bekannt 
ist, in der diese Frage einer ausdrücklichen Entscheidung 
bedurft hätte-

.Die Revision ist deshalb auch insoweit zulässig, als 
sie gegen die Erben E f l m i  geriohtet ist.

IY. Auch insoweit ist die Revision begründet.

Der Beklagte Johannes KflHBl hatte sich gegenüber . 
dem Klagearispruch hilfsweise auch auf seine Eigenschaft als 
SowjetZonenflüchtling berufen und nach Erlangung des Aus­
weises den Beweis dafür erbracht. Darauf hatte die Klägerin 
ihm gegenüber nicht mehr den Antrag auf Verurteilung ge­
stellt, sondern beantragt, den Rechtsstreit nach § 89 BVFG 
für erledigt zu erklären, der Beklagte war bei seinem An­
trag auf Abweisung der Klage verblieben. Es lag also keine 
übereinstimmende Erklärung der Parteien über die Erledigung 
des Rechtsstreits vor, für das Verfahren nach § 91 a ZPO war 
deshalb kein Raum. Das Berufungsgericht hat, ohne seine An­
sicht weiter zu begründen, augenscheinlich aus diesen in 
der Hauptsache widersprechenden Anträgen die Schlußfolgerung 
gezogen, es sei eine Sachentscheidung geboten; diese hat es 
nach der Rechtslage getroffen, wie sie sioh ohne Berück­
sichtigung der Vorschriften der §§ 82 ff BVFG ergeben hätte. 
Damit befindet es sich für den Regelfall einer einseitigen 
Erledigungserklärung durchaus im Einklang mit der herrschen­
den Lehre und der. Rechtsprechung. In diesem Regelfall kommt 
es nicht darauf an, ob der Rechtsstreit tatsächlich objektiv 
erledigt ist, sondern ausschließlich auf die prözessualen 
Erklärungen, die die Parteien abgeben. Durch die einseitige 
Erklärung einer Partei kann zwar die materielle Rechtslage 
und damit die sachliche Entscheidung beeinflußt werden, aber 
diese Entscheidung ergeht sachlich zur Hauptsache, die Kosten-



entscheidung ist nach §§ 91 ff ZPO zu treffen, ohne Berück­
sichtigung des § 91 a. Dabei macht es keinen Unterschied, 
ob der Beklagte einer Erledigungserklärung mit der Begrün­
dung widerspricht, der.Klageanspruch sei von vornherein un­
begründet gewesen (RGZ 156, 372; RGJW 1938, 24920; OLG 5.,
466; OLG München BayJMBl 1953, 118 f; Rosenberg, Lehrb.
7«Aufl § 79» III, 4 iß 352 f/), oder ob eine Partei die 
von der Gegenseite behauptete sachliche Erledigung bestrei­
tet (RG SeuffA 81 Er 217, 90 Nr 142; Rosenberg aaO § 126, 2, 
c, d /S 593/). -

2» Alle diese Entscheidungen und auch die Ausführun­
gen von Hodes (ZZP 66, 386 ff) und Ewald Köst (Die Erledi­
gung in der Hauptsache 8 42) berücksichtigen aber nicht 
den Sonderfall, daß die Erledigung nicht duroh ein Ereignis 
herbeigeführt worden ist, das sich auf den Einzelfall bezog, 
sondern daß eine ausdrückliche Gesetzesvorschrift eingreift, 
wie sie hier in § 89 BVFG enthalten ist. Eine solche Vor­
schrift wurde zuerst im Rahmen der Aufwertungsgesetzgebung 
erlassen (§82 des Aufwertungsgesetzes vom 16. Juli 1925 
X-R&B1 I, 11X7* Anschluß an ähnliche Vorschriften der Drit­
ten Steuernotverordnung vom 14. Februar 1924 /ßGrEL I, 747),sie 
ist dann später in zahlreiche andere Gesetze fast wörtlich 
übernommen worden (zB § 78 des Gesetzes zur Änderung von 
Vorschriften auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten-, des 
Besoldungs- und des Versorgungsrechts vom 30. Juni 1933 
/SGBl I, 4337» § 7 des Gesetzes-über den Ausgleich bürger­
lichrechtlicher Ansprüche vom 13. Dezember 1934 (RGBl I,
1235), § 83 des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält­
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen vom 11. Mäi 1951 (BGBl I, 307), § 4 des Gesetzes 
über Leistungen aus vor der Währungsreform eingegangenen 
Renten- und Pensionsversicherungen vom 11. Juni 1951 
(BGBl I, 379)).
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3. Diese Vbrschriften stimmen darin überein, daß sie 
nur die Kostenfrage für den Pall regeln, daß der Rechts­
streit sich infolge des neuen Gesetzes erledigt. Sie ent­
halten aber keine Bestimmung darüber, unter welchen Voraus­
setzungen eine solche Erledigung eintritt. Das kann darauf 
beruhen, daß das neue Gesetz gerade die Rechtsfrage regelt, 
über die die Parteien gestritten haben; es ist aber auch 
möglich, daß die bisher streitige Frage für die Entschei­
dung unerheblich wird, weil ohne Rücksicht auf sie der 
Klageanspruch nach dem neuen Gesetz auf jeden Fall entwe­
der begründet oder unbegründet ist. An die Fassung des Ge­
setzes hat sich die weitere Frage geknüpft, welche Wirkung 
es hat, wenn die Erledigung durch das neue Gesetz zwar fest­
steht, die Parteien aber gleichwohl in der Hauptsache von­
einander abweichende Anträge stellen oder wenigstens über 
die Kostenverteilung streiten. Diese Fragen bedürfen hier 
keiner grundsätzlichen Entscheidung. Aus den Ausführungen 
zu II ergibt sich, daß ohne das Inkrafttreten der §§82 ff 
BVFG der Klage gegen Johannes KjflHp hätte stattgegeben 
werden müssen. Durch das neue Gesetz wurde die Rechtslage 
grundlegend geändert, es kam auf die alten Streitpunkte 
nicht mehr an, die Ansprüche gegen Johannes E U B )  wurden 
ohne Rücksicht auf dessen frühere Einwendungen unbegründet. 
Daraus hat die Klägerin die sich ergebende Folgerung gezo­
gen, in der Hauptsache wich ihr Antrag von dem der Beklag­
ten nie'ht mehr ab. Es braucht nicht geprüft zu werden, ob 
die Entscheidung des Berufungsgerichts dann richtig wäre, 
wenn dessen Meinung zuträfe, die Klage sei schon vorher 
nicht begründet gewesen. So, wie sich hier die Rechtslage 
gestaltete, kann daraus keine andere Folgerung gezogen wer­
den, als daB der Rechtsstreit durch.§§ 82 ff BVFG erledigt 
war und daß sich die Kostenlast unabhängig von den Anträgen 
der Parteien nach § 89 aaO regelte. Da die Parteien über 
die Frage der Erledigung stritten, war sie durch Urteil
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festzustellen, Hiervon ist das Berufungsgericht rechtsirr- 
tümlich abgewichen, deshalb war das Berufungsurteil auch 
insoweit aufzuheben und die Kostenfolge durch Urteil des 
Revisionsgerichts auszusprechen.

Insoweit konnte nach §§ 91, 92 ZPO auch über die Ko­
sten der Revisionsinstanz entschieden werden, im übrigen 
war die KostenentBcheidung auch für beide Rechtsmittelin­
stanzen dem Endurteil zu überlassen, mit dem das Landge­
richt über die Höhe der Klageforderung zu entscheiden ha­
ben wird.

’ j »

Br. Ganter Br.Beibrück Br.Haidinger Br.Pischer Br.Haag


